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Dr. Benedikt Marxer 
LandgerichtsYorstand 

(pafl) - Die Regierung hat  mit Wir
kung ab 16. Oktober 1995 Dr. Bene
dikt Marxer (Bild) zum Landge
richtsvorstand ernannt. Dr. Benedikt 
Marxer ist seit August 1981 beim 
Landgericht und zusätzlich seit April 
1991 als liechtensteinisches Mitglied 
in der  Europäischen Kommission für 
Menschenrechte in Strassburg tätig. 
Als Landgerichtsvorstand ist e r  der 
Träger der Justizverwaltung, vertritt 
das Landgericht nach aussen und hat 
die Oberaufsicht über  die Land
gerichtskanzlei sowie die Aufsicht 
über  das Grundbuch- und Öffent-
lichkeitsregisteramt. Die Bestellung 
eines neuen Landgerichtsvorstandes 
wurde durch den plötzlichen Tod 
von Dr. Franz Rederer  notwendig. 

Die Verfassungs
kommission tagte 

Die , Verfassungskommission des 
Landtags hat am Montag, 2. Oktober 
1995, mit ihrer ersten Sitzung die 
Arbeit  aufgenommen, wie das Land-
tagssekretariat gestern abend mit
teilte. Entsprechend dem Auftrag des 
Plenums vom 14. September 1995 
sollen in einer ersten Phase die offe
nen verfassungsrechtlichen Fragen 
aufgelistet werden, die einer text
lichen Änderung, Ergänzung oder 
Erläuterung bedürfen, um Unklar
heiten zu beseitigen. Wenn nach Ab-
schluss des ersten Teils der  Landtag 
dieser Liste zustimmt, hat die Verfas
sungskommission als zweiten Schritt 
den Text der  betroffenen Artikel zu 
überarbeiten. 

Die Verfassungskommission wird 
im Verlaufe d e r  Beratungen Ge
spräche mit S. D. dem Landesfürsten 
und der Regierung aufnehmen, um 
die offenen verfassungsrechtlichen 
Fragen einer Lösung zuzuführen. 

De r  Verfassungskommission ge
hören an: Landtagspräsident Otmar  
Hasler (FBP) als Vorsitzender sowie 
die Abgeordneten Norbert Bürzle 
(VU), Dr. Gabriel Marxer (FBP), 
Paul Vogt (FL) und  Dr. Peter  Wolff 
(VU). 

Das Schulzentrum Unterland in Eschen soll erweitert werden 
Regierung unterbreitete dem Landtag einen Verpflichtungskredit von 9.1 Millionen Franken zur Genehmigung - Neubau auf  östlichem Areal 

Das Schulzentrum Unterland in 
Eschen soll erweitert werden. Der  Neu
bautrakt wird frei in das östliche Areal 
gesetzt werden. Die Regierung hat dem 
Landtag jetzt einen diesbezüglichen Ver-
pflichtungskredit von 9,1 Millionen Ran
ken zur Genehmigung unterbreitet, wie 
das Presse- und Informationsamt gestern 
mitteilte. Trotz dieser Schulerweiterung 
ist die Errichtung eines weiteren Schul-
zentrums im Unterland langfristig nicht 
auszuschliessen, heisst es in der Mittei
lung. 

In den vergangenen 15 Jahren wurden 
sämtliche Raumreserven des Schulzen
trums Unterland und die für Schüler und 
Lehrer zumutbaren Organisationsmög
lichkeiten ausgeschöpft. 

Die Überbelegung des Schulhauses 
führt zu organisatorischen Konflikten und 
Engpässen in der  Infrastruktur. Die be
engten Räumlichkeiten rufen nach einer 
baulichen Erweiterung, um mittelfristig 
den Schulbetrieb zweckmässig weiter
führen zu können. 

Freistehender Neubautrakt 
D e r  Erweiterungsbau ist bezüglich des 

Raumprogrammes so geplant, dass für 
ca. 10 Jahre de r  Schulunterricht gut wei
tergeführt werden kann, ohne aber  lang
fristig die Errichtung eines allfälligen 
weiteren Schulzentrums im Unterland 
auszuschliessen. 

D e r  Neubautrakt soll als sparsamer 
und anspruchsloser Baukubus frei in das 
östliche Areal gesetzt werden und über 

Das Schulzentrum Unterland soll erweitert werden. Die Regierung hat dem Landtag jetzt einen Verpflichtungskredit von 9,1 
Millionen Franken zur Genehmigung unterbreitet. (Archivbild) 

einen Innenhof durch eine Glaspasse-
relle mit dem Altbau verbunden werden. 
Der  konstruktive Aufbau des Neubautei
les erfolgt aus Stahlbeton in Stützenbau
weise. Es ist vorgesehen, 5 Normalklas
sen und einen Mehrzweckraum von j e  70 
m2 und 2 Kleinklassen im Neubau unter
zubringen. Ein Aufenthaltsraum und 
eine Mensa sollen ansatzmässig den Aus
bau des Schulzentrums als Tagesschule 

ermöglichen. Erschlossen vom Neubau,  
abe r  im bestehenden Schulbau integriert, 
ist die neu gestaltete Bibliothek, die auch 
der  Öffentlichkeit zur  Verfügung steht. 
Ebenfalls im Altbau untergebracht ist 
der  geplante neue Informatikraum. 

Der  Lehrerverwaltungsbereich wird 
neu geplant und erweitert. D e r  Musik
raum, der bislang als Klassenraum ge
nutzt  wird, kann  wiederum seinem 

ursprünglichen Zweck zugeführt w e r:  
den. Ein seit langem gewünschter Lager
raum kann ebenfalls im Altbau realisiert 
werden. 

D e r  Neubau ümfasst gesamthaft 7500 
m '  umbauten Raum. Im Altbau sind vom 
Umbau rund 5100 m1 erfasst. Die Ge
samtkosten der Erweiterung des Schul
zentrums Unter land werden aü f  9,1 Mil
lionen Franken veranschlagt. 

Die Verfassungskommission wird von 
Landtagspräsident Otmar Hasler prä
sidiert. 

Veterinäramt als eigentliche Vollzugsbehörde Soforthilfe für die 
Neues Heimtierfuttergesetz: Stellungnahme der Regierung zu  den Fragen im letzten Landtag I Bauern verlangt 

(pafl) - Während der ersten Lesung 
des Gesetzes über Heimtierfutter wur
den vom Landtag Ragen zur Bestim
mung von Begriffen, zur Rechtsnatur der 
EWR-Vorschriften und zur Delegation 
von Entscheidungsbefugnissen durch die 
Regierung aufgeworfen, Die  Regierung 
hat die Fragen mit einer Stellungnahme 
beantwortet. 

Nach den Begriffsbestimmungen der  
Gesetzesvorlage wird Heimtierfutter 
ganz oder teilweise aus «wenig gefährli
chen Stoffen» hergestellt. Unte r  dem Be
griff «wenig gefährliche Stoffe» sind nach 
den Ausführungen der Regierung tieri
sche Abfälle zu verstehen, die in de r  Nah
rungsmittelindustrie anfallen und zu 

Heimtierfutter weiterverarbeitet wer
den. Fachgerecht behandelt oder  verar
beitete tierische Abfälle sind das mit  Ab
stand wichtigste Ausgangsprodukt für 
Heimtierfutter. Beim Begriff «wenig ge
fährliche Stoffe» handelt es sich um 
einen gebräuchlichen und  funktionalen 
Begriff im Heimtierfutterrecht, an  dem 
festgehalten werden sollte. 

Aufgabenteilung vorgesehen 
In der  Gesetzesvorlage beziehen sich 

die Anforderungen an die Betriebe der 
Heimtierfutterindustrie auf EWR-Richt-
linien, die an sich erst am 1. Januar 2000 
umgesetzt sein müssten. Dieser inhaltli
che Bezug auf EWR-Richtlinien - auch 
ohne  Rechtspflicht - wurde deshalb ge

wählt, weil nach Ansicht der  Regierung 
die Schweizerischen Vorschriften über 
die Anforderungen an die Futtermittel
betriebe, die über  den Zollvertrag in 
Liechtenstein angewendet werden, nicht 
ausreichend sind. 

Die Gesetzesvorlage sieht eine Aufga
benteilung zwischen Regierung und Lan-
desveterinäramt vor: Während die Re
gierung die Bewilligungsbehörde ist. 
wird das Landesveterinäramt als eigent
liche Vollzugsbehörde tätig. In der  über
arbeiteten Gesetzesvorlage, die dem 
Landtag zusammen mit der  Stellung
nahme unterbreitet wurde, wird neu aus
drücklich vorgesehen, dass die Regie
rung Bewilligungsbefugnisse an das 
Veterinäramt delegieren kann. 

Bern (AP)  Mit einer  Serie von kanto
nalen Standesinitiativen wollen SVP-
Parlamentarier ein Sicherheitsnetz für 
die Schweizer Bauern knüpfen. D e r  Vor-
stoss folgt a u f  das Nein des Stimmvolks 
vom 12. März zur bisherigen Agrarpoli
tik, hat aber  eine andere Stossrichtung 
als das Projekt einer  Parlamentskommis
sion. Kantonale SVP-Parlamentarier 
wollen in sechs bis zehn Kantonen 
Motionen für eine gleichlautende Stan
desinitiative einreichen. 

Gemäss dem gestern in Bern vorge
stellten und in der  «BauernZeitung» ver
öffentlichten Initiativtext sollen au f  dem 
Dringlichkeitsweg Sofortmassnahmen 
ergriffen werden, die die Bauern bis 
zum Inkrafttreten de r  neuen Landwirt
schaftspolitik unterstützen. 

Friedensnobelpreis für Atomwaffengegner Joseph Rotblat 
Joseph Rotblat und die Pugwash-Konferenzen ausgezeichnet - Deutliche Botschaft an Frankreich und 

Oslo (AP) Das Nobelpreiskomitee in 
Oslo hat den diesjährigen Friedenspreis 
dem 86jährigen britischen Physiker Jo
seph Rotblat und seiner Pugwash-Bewe-
gung zuerkannt und damit ein deutliches 
Signal zur Abschaffung der Atomwaffen 
gegeben. Greenpeace sprach gestern von 
einer «phantastischen Entscheidung». 
Frankreich verteidigte indessen seine 
Atomtests. 

Das  Nobelpreiskomitee verwies in 
seiner Erklärung auf den 50. Jahrestag 
des Atomwaffenabwurfs auf  Hiroschima 
und Nagasaki "im August dieses Jahres. 
Zehn Jahre danach verbreiteten elf 
renommierte Wissenschaftler - darunter 
Bertrand 'Russell, Albert Einstein und 
Rotblat - das sogenannte Russell-Ein
stein-Manifest, demzufolge Erfinder die 
Verantwortung für ihre Entdeckungen 
übernehmen müssen. Es bildete die 
Grundlage für die erste Konferenz von 
Wissenschaftlern und Regierungsbera
tern, die im Jahre 1957 auf  de r  Pugwash 
Farm in Kanada stattfand und de r  Bewe
gung ihren Namen gab. Die  Konferenzen 
finden seitdem jährlich an wechselnden 
Orten  statt; in diesem Jahr tagte der  in
zwischen au f  mehrere hundert angewach
sene Teilnehmerkreis in Hiroschima. 

Freude am Freitag den 13.: Rotblat ver
nahm gestern die frohe Kunde in London. 

Rotblat, ein britischer Staatsbürger 
polnischer Abstammung, ist seit 1988 
Präsident der Bewegung, die ihr Sekreta
riat in London hat. Er war während des 
Zweiten Weltkriegs an dem sogenannten 

Manhattan-Projekt beteiligt, das zum 
Bau  der ersten amerikanischen Atom
bombe führte. E r  trat jedoch zurück, so
bald klar wurde, dass Deutschland keine 
Nuklearwaffen mehr  entwickeln konnte 
und die Bombe vor allem der  Einschüch
terung Russlands dienen sollte. Rotblat 
hat sich seit Jahrzehnten unermüdlich für 
atomare Abrüstung und einen nuklearen 
Teststopp eingesetzt. 

Konfliktlösung mit anderen Mitteln 
In der Würdigung des Nobelpreisko

mitees hiess es, die Organisation sei in 
d e m  Bestreben gegründet worden, letzt
lich alle Nuklearwaffen zu zerstören. Sie 
habe; dabei die Vision, dass internatio
nale Konflikte mit anderen Mitteln als 
mit Krieg gelöst werden sollten. Die  Be
wegung habe immer eindringlich auf die 
katastrophalen Konsequenzen des Ein
satzes von Atomwaffen hingewiesen. 

D e r  Komiteevorsitzende Francis 
Sejersted machte keinen Hehl daraus, 
dass mit der  Entscheidung Frankreich 
und China verurteilt werden sollten. 
«Eines der Motive für  die Preisvergabe 
ist de r  Protest gegen Versuche mit Nu
klearwaffen und gegen atomare Rüstung 
überhaupt», sagte e r  vor Journalisten. 
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